


Rechtslage 

1 Allgemeines
Unter einem Mitarbeiterbeteiligungsplan versteht man im Allgemeinen die Beteiligung der Arbeitnehmer am Aktienkapital der Gesellschaft. Die Beteiligungspapiere werden den Mitarbeitern dabei aufgrund des bestehenden Arbeitsverhältnisses unentgeltlich oder zu Vorzugskonditionen eingeräumt. Der so am Kapital einer Gesellschaft beteiligte Arbeitnehmer nimmt zwei unterschiedliche Funktionen und Interessen wahr: Einerseits will er als Investor und Aktionär Gewinne realisieren und vom Geschäftsergebnis der Gesellschaft profitieren, andererseits ist er Arbeitnehmer, der zur Finanzierung seines Lebensunterhalts einen regelmässigen Lohn in Geld erwartet.
Üblicherweise enthalten Mitarbeiterbeteiligungspläne eine Sperrfrist, welche die Möglichkeit des Mitarbeiters, über die ihm zugeteilten Beteiligungsrechte zu verfügen, beschränkt. Der Mitarbeiter kann etwa seine Beteiligungen erst nach Ablauf einer bestimmten Frist verkaufen. Oft darf er sodann seine Beteiligung nicht jedem beliebigen Interessenten verkaufen, sondern nur an die Gesellschaft.
Oft sind auch sogenannte Vesting-Klauseln in Mitarbeiterbeteiligungsplänen enthalten, wonach die zugeteilten Mitarbeiter-Beteiligungsrechte verfallen, wenn das Arbeitsverhältnis vor Ablauf der "Vesting"-Periode beendet wird.

Das Unternehmen verfolgt mit Mitarbeiterbeteiligungen unterschiedliche Ziele. Einerseits sollen für die Mitarbeiter finanzielle Anreize geschaffen werden, damit sie im Interesse des Arbeitgebers handeln und die eigene Leistung für einen langfristigen Unternehmenserfolg steigern. Zudem kann die Bindung und die Identifikation mit dem Unternehmen gesteigert bzw. Mitarbeiterfehlzeiten und Personalfluktuationen verringert werden. 
2 Mitarbeiterbeteiligungsformen
Einleitung

Es gibt unterschiedliche Varianten, wie ein Unternehmen seine Arbeitnehmer am Erfolg der Gesellschaft beteiligen kann. So kann der Arbeitgeber bei gutem Geschäftsgang eine monetäre Vergütung, wie beispielsweise Umsatz- oder Gewinnbeteiligung vereinbaren. Bei dieser Form der Erfolgsbeteiligung wird der Arbeitnehmer allerdings nicht Aktionär, da er keine Anteile am Aktienkapital erwirbt, sondern lediglich eine Geldzahlung erhält. Damit fällt eine stärkere Identifikation mit dem Unternehmen durch eine direkte Beteiligung weg.
Daneben besteht die Möglichkeit, den Mitarbeiter durch das Gewähren von Beteiligungsrechten am Erfolg zu beteiligen. Bei dieser Beteiligungsform wird dem Mitarbeiter das Recht eingeräumt, sich unmittelbar oder durch Ausübung einer Option am Eigenkapital der Gesellschaft zu beteiligen. 

Beteiligung am Eigenkapital in Form von Aktien

"Mitarbeiteraktien" sind Aktie der arbeitgebenden Gesellschaft, die dem Mitarbeiter aufgrund eines Arbeitsverhältnisses unentgeltlich oder zu Vorzugskonditionen gewährt werden. Die Mitarbeiterbeteiligung kann in diesem Sinne als Teil der Gesamtvergütung für erbrachte Arbeitsleistungen verstanden werden.
Mit dem Erwerb der Mitarbeiterbeteiligung erlangen die Arbeitnehmer sämtliche Rechte eines Aktionärs, wie etwa das Stimmrecht.

Je nach Verfügungsmöglichkeit der Mitarbeiter über die Aktien wird zwischen freien und gebundenen Mitarbeiteraktien unterschieden. Unter freien Mitarbeiteraktien versteht man solche Aktien, über die der Mitarbeiter unmittelbar nach dem Erwerb uneingeschränkt verfügen und sie bspw. gewinnbringend verkaufen kann. Bei den gebundenen Mitarbeiteraktien kann der Mitarbeiter hingegen während einer bestimmten Sperrfrist nicht frei über die Aktien verfügen. 
Beteiligung in Form von Optionen

Unter Mitarbeiteroptionen versteht man das dem Mitarbeiter aufgrund seines Arbeitsverhältnisses eingeräumte Recht, während oder nach Ablauf einer bestimmten Frist oder an einem bestimmten Datum eine Anzahl Aktien der arbeitgebenden Gesellschaft zu einem im Voraus festgesetzten Preis zu erwerben. 

Im Gegensatz zu den Mitarbeiteraktien, wo der Mitarbeiter mit dem Erwerb direkt am Kapital der Gesellschaft beteiligt wird, räumt der Erwerb einer Option dem Mitarbeiter lediglich ein Kaufrecht ein. Die eigentliche Beteiligung erfolgt hier erst mit der Ausübung der Option. Mit anderen Worten garantiert die arbeitgebende Gesellschaft dem Mitarbeiter während einer bestimmten Zeit Aktien zum vereinbarten Preis erwerben zu können. Ob der Mitarbeiter schlussendlich zum Aktionär wird oder nicht, entscheidet er selbst. Er kann auch darauf verzichten, die Option auszuüben, typischerweise wenn der Ausübungspreis höher ist als der innere Wert der Aktie bzw. der Börsenkurs.
Wie bei den Mitarbeiteraktien kann bei den Mitarbeiteroptionen sinngemäss zwischen freien und gebundenen Varianten unterschieden werden. Bei freien Optionen handelt es sich um solche, die unmittelbar nach Zuteilung und danach während einer unbefristeten Zeit ausgeübt werden können. Bei gebundenen Optionen ist die Ausübung auf einen bestimmten Zeitpunkt oder auf eine gewisse Periode beschränkt.
Eigenkapitalähnliche Beteiligung: Phantom Stocks

Werden Phantom Stocks zugeteilt, erwirbt der Arbeitnehmer keine Aktien oder Optionen und ist damit im eigentlichen Sinne auch nicht am Kapital der Gesellschaft beteiligt. Vielmehr handelt es sich um eine rein monetäre Erfolgsbeteiligung, die sich am Aktienkurs orientiert. 
Dem Mitarbeiter werden dabei virtuelle/fiktive Aktien gutgeschrieben. Er partizipiert insofern ähnlich wie ein Aktionär, als sich die Höhe der Vergütung am Aktienkurs orientiert. Schaut die Gesellschaft auf ein gutes Geschäftsjahr zurück, wird dem Mitarbeiter eine Vergütung ausbezahlt, die proportional der Höhe der Dividende an Aktionären entspricht. Ohne also direkt am Eigenkapital der Gesellschaft beteiligt zu sein, profitiert der Mitarbeiter an der Wertsteigerung eines Unternehmens. 
Phantom Stocks sind rein vertragliche Rechte, sie verleihen dem Arbeitnehmer keine Mitgliedschaftsrechte bezüglich der Gesellschaft (wie z.B. Stimmrechte). Sie werden häufig bei Familienunternehmen eingesetzt, weil durch die Ausgabe von Phantom Stocks der Kreis der Aktionäre nicht durch Dritte erweitert wird, die Mitarbeiter aber dennoch am Unternehmenserfolg ähnlich wie Aktionäre partizipieren können.
3 Rechtliche Problemfelder im Zusammenhang mit Mitarbeiterbeteiligungs-Plänen
Abgrenzung zu Lohn und Gratifikation

Bezahlt der Arbeitgeber variable Leistungen im Rahmen eines Mitarbeiterbeteiligungsplans aus, muss aufgrund einer Interpretation der Vereinbarung unterschieden werden, ob die Beteiligung als variabler Lohnbestandteil oder als Gratifikation vereinbart worden ist. Nur wenn diese Analyse ergibt, dass die Aktien und Optionen als Lohnbestandteil ausgegeben worden sind, hat der Arbeitnehmer einen rechtlich durchsetzbaren Anspruch darauf. Eine Gratifikation hingegen ist stets eine freiwillige Leistung des Arbeitgebers.
Die Abgrenzung der beiden Vergütungsarten erfolgt unter Berücksichtigung der konkreten Vereinbarung zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber, wobei die Auslegung anhand der folgenden Kriterien erfolgt:

· Was war der wirkliche gemeinsame Wille der Parteien oder, wenn dieser nicht ermittelt werden kann, wie muss die Vereinbarung nach dem Vertrauensprinzip von den Parteien verstanden werden;

· Erfolgte die Leistung aus freiem Ermessen des Arbeitgebers oder war diese durch objektive Kriterien im Voraus bestimmt. Bei Letzterem ist von Lohn auszugehen. 

· Akzessorischer Charakter: Wenn die Mitarbeiterbeteiligung betragsmässig nicht nur eine untergeordnete Bedeutung im Vergleich zur Höhe des Lohns hat, ist eher von Lohn auszugehen.
· Regelmässigkeit der Auszahlungen: wird die Leistung in mehreren aufeinanderfolgenden Perioden vorbehaltslos in gleicher Höhe ausgerichtet, kann ein vertraglicher Anspruch des Mitarbeiters auf zukünftige Gewährung dieser Vergütung begründet werden. Die Vergütung wird mithin Lohnbestandteil.
Abgrenzung Arbeitnehmer/Investor

Unter gewissen Umständen gilt die Erwerbsmöglichkeit von Mitarbeiteraktien oder –optionen nicht als Entgelt für geleistete Arbeit, sondern wird als unabhängige Investitionstätigkeit des Mitarbeiters qualifiziert. Dies ist namentlich dann der Fall, wenn die Mitarbeiterbeteiligungen dem Mitarbeiter nicht zu vergünstigten Konditionen eingeräumt werden oder wenn der Mitarbeiter als Investitionsspezialist eine unabhängige Investitionsentscheidung trifft, weil er einen Gewinn erwartet. In diesem Fall gelangen die arbeitsrechtlichen Bestimmungen nicht zur Anwendung.
Abreden über Verwendung des Lohnes ("Truckverbot")

Der Arbeitgeber kann den Arbeitnehmer nicht gültig dazu verpflichten, den Lohn in einem bestimmen Sinne zu verwenden. Dieses sogenannte Truckverbot (engl. truck = Tausch) soll dem Arbeitnehmer ermöglichen, im eigenen Interesse und frei über den Lohn zu verfügen. In Bezug auf Mitarbeiterbeteiligungen kann dieser Grundsatz verletzt sein, wenn der Arbeitnehmer die Beteiligung nicht veräussern darf oder während einer bestimmten Frist nur beschränkt darüber verfügen kann. 

Gemäss Rechtsprechung fallen nur Mitarbeiterbeteiligungsprogramme, die als Lohnbestandteil zu qualifizieren sind, unter das Truckverbot. Wird die Beteiligung als Gratifikation, also freiwillig und zusätzlich zum Lohn, eingeräumt, dann stehen auch allfällige Verfügungsbeschränkungen und Sperrfristen dem Truckverbot nicht entgegen.
Vesting Klausel
Unter einer "Vesting-Klausel" versteht man eine zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber vereinbarte Wartefrist, während der der Mitarbeiter lediglich eine Anwartschaft auf das Beteiligungsrecht hat. Der tatsächliche Erwerb der Aktie oder Option ist an eine aufschiebende Bedingung geknüpft, die innerhalb der Vesting-Periode oder bei Ablauf der Vesting-Periode erfüllt sein muss. In der Praxis verlangt der Arbeitnehmer häufig, dass das Arbeitsverhältnis während der gesamten Vesting-Periode fortbesteht. Erst bei Eintritt der vereinbarten Bedingung wird der Mitarbeiter Inhaber der Beteiligung.
Ziel und Zweck einer solchen Vereinbarung ist die Förderung von Betriebstreue bzw. die Minimierung von Fluktuationen. 

Kündigt der Arbeitgeber bspw. das Arbeitsverhältnis vor Ablauf der Vesting-Periode, stellt sich unweigerlich die Fragen, ob er damit einen allfällig entstehenden Anspruch des Arbeitnehmers unterlaufen will. Eine solche Kündigung kann dann unter Umständen als missbräuchlich erachtet werden.

Erwerb eigener Aktien 

Aktienrechtlich vorgeschrieben ist, dass eine Gesellschaft eigene Aktien nur dann erwerben darf, wenn frei verfügbares Eigenkapital in der Höhe der dafür nötigen Mittel vorhanden ist und der gesamte Nennwert dieser Aktien 10% des Aktienkapitals nicht übersteigt (Art. 659 OR). Diese Bestimmung ist deshalb relevant, weil in vielen Mitarbeiterbeteiligungsprogrammen vorgesehen ist, dass die Mitarbeiter die zugeteilten Aktien oder Optionen nur an die Gesellschaft zurückveräussern dürfen. Da die Gesellschaft dann eigene Aktien erhält, muss sie sicherstellen, dass deren Anzahl das vorgeschriebene Limit nicht überschreiten.

